
PRESSE- UND INFORMATIONSSTELLE
DER FUERSTLICHEN REGIERUNG

Regierungsgebäude
FL-9490 Vaduz

DIE AUSWAERTIGEN BEZIEHUNGEN DES

FUERSTENTUMS LIECHTENSTEIN

Dem Fürstentum Liechtenstein stellen sich auf aussenpoliti-
schem Gebiet die gleichen Aufgaben wie anderen souveränen
Staaten. Es handelt sich dabei vor allem um die Wahrung der
Unabhängigkeit und Sicherheit des Landes, die Ordnung seiner
völkerrechtlichen Beziehungen, den Verkehr mit anderen Staaten
und internationalen Organisationen, die Wahrnehmung der eigenen
Interessen und den Schutz der Landeshürger im Ausland, sowie
die notwendige Mitwirkung innerhalb der internationalen Staa-
tengemeinschaft.

Historisch betrachtet bestimmte das regierende Fürstenhaus von
Liechtenstein, dessen Macht und Ansehen befieutend waren, während
langer Zeit allein die Aussenpolitik des Fürstentums. Als Er-
gebnis einer Entwicklung, die in der Mitte des vorigen Jahr-
hunderts einsetzte, sehen heute die Verfassungsbestimmungen aus
dem Jahre 1921 das Zusammenwirken des Landesfürsten und der
Regierung in aussenpolitischen Angelegenheiten vor und unter-
stellen praktisch sämtliche Staatsverträge der Zustimmung des
Landtages (= liechtensteinisches Parlament).

Das Amt des Aussenministers übt heute traditionsgemäss der Re-
gierungschef des Fürstentums aus. Der aussenpolitische Apparat
besteht ausserdem aus einem kleinen internen Beamtenstab und einer
diplomatischen Aussenvertretung in der Schweiz, der liechten-
steinischen Botschaft in Bern. Im Rahmen einer 1219 getroffenen
Abmachung nimmt die Schweiz die Vertretung der liechtensteini-
schen Interessen in den Ländern wahr, in denen sie Aussenver-
tretungen besitzt und wo Liechtenstein nicht selbst vertreten
ist. Die Schweiz handelt dabei jeweils nur aufgrund von Aufträ-
gen allgemeiner oder besonderer Art, die sie annehmen oder auch
ablehnen kann, währenddem es dem Fürstentum unbenommen bieibt
auch unmittelbar mit ausländischen Staaten in Beziehung zu
treten oder eigene diplomatische Vertretungen zu errichten.
Dieses flexible Arrangement erlaubt es dem Fürstentum Liechten-


